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33. Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes, betreffend Änderung des Aufbauzuschlages zur Biersteuer und
die Ertragsbeteiligung der Länder und der Stadt Wien.

34. Bundesgesetz: Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz-Novelle.
35. Bundesgesetz: Liquidation der österreichischen Wirtschaftsverbände.
36. Bundesgesetz: Finanzausgleichsgesetz 1950 — FAG 1950.
37. Kundmachung: Aufhebung der 2. Hochschülerschaftsverordnungsnovelle durch den Verfassungsgerichtshof.
3 8 . Kundmachung: Teilweise Aufhebung einer als gesetzwidrig erkannten Bestimmung eines Rundschreibens des

Bundeskanzleramtes zur Durchführung des Verbotsgesetzes 1947 durch den Verfassungsgerichtshof.
39. Kundmachung: Beitritt Portugals zum Pariser Unionsvertrag zum Schutze des gewerblichen Eigentums und

zum Madrider Abkommen, betreffend die internationale Registrierung von Fabriks- oder Handelsmarken,
beide in der Londoner Fassung 1934, sowie den Beitritt der Kolonie Singapur zum Pariser Unionsvertrag
zum Schutze des gewerblichen Eigentums in der Londoner Fassung 1934.

3 3 . Bundesgesetz vom 7. Dezember 1949,
womit das Bundesgesetz vom 2. Juli
1947, B.G.Bl. Nr. 157, betreffend Ände-
rung des Aufbauzuschlages zur Biersteuer
und die Ertragsbeteiligung der Länder und

der Stadt Wien, abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. In § 2 des Bundesgesetzes vom 2. Juli
1947, B. G. Bl. Nr. 157, betreffend Änderung
des Aufbauzuschlages zur Biersteuer und die
Ertragsbeteiligung der Länder und der Stadt
Wien, in der Fassung des Bundesgesetzes vom
16. Dezember 1948, B.G.Bl. Nr. 27/1949, und
des Bundesgesetzes vom 18. Mai 1949, B.G.Bl.
Nr. 130, treten an Stelle der Worte „31. De-
zember 1949" die Worte „31. Dezember 1950".

§ 2. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner
1950 in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das
Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Margarétha

3 4 . Bundesgesetz vom 14. Dezember 1949,
betreffend die Abänderung des Lebensmittel-
bewirtschaftungsgesetzes vom 18. Dezember
1947, B.G.Bl. Nr. 28/1948 (Lebensmittel-

bewirtschaftungsgesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 18. Dezember 1947,
B. G. Bl. Nr. 28/1948, betreffend die Bewirt-
schaftung von Lebensmitteln, Tieren, tierischen
Erzeugnissen sowie sonstigen landwirtschaftlichen

Erzeugnissen (Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz),
wird abgeändert wie folgt:

§ 17, Abs. (1), lautet:
„Dieses Bundesgesetz tritt am 30. Juni 1950

außer Kraft."

Artikel II.

Die Zuständigkeit zur Erlassung von An-
ordnungen gemäß dem Lebensmittelbewirtschaf-
tungsgesetz bestimmt sich, soweit bisher das
Bundesministerium für Volksernährung zuständig
war, nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes
über die Auflösung von Bundesministerien und die
Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger Bun-
desministerien.

Artikel III.

Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1949 in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Renner
Figl Kraus

3 5 . Bundesgesetz vom 14. Dezember 1949,
betreffend die Liquidation der öster-

reichischen Wirtschaftsverbände.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Österreichische Getreide- und Brau-
wirtschaftsverband, der Österreichische Milch-
und Fettwirtschaftsverband und der Öster-
reichische Viehwirtschaftsverband treten am
1. Jänner 1950 in Liquidation.

8 9
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§ 2. (1) Für jeden der im § 1 genannten •Wirt-
schaftsverbände wird von den Bundesministerien
für Land- und Forstwirtschaft sowie für Inneres
gemeinsam ein Liquidator bestellt und abberufen.
Hiebei kann bestimmt werden, daß der Liqui-
dator gemeinsam mit einem anderen Bediensteten
des Verbandes zeichnungsberechtigt ist. Die Liqui-
datoren haben die Liquidation nach den gemein-
sam zu erteilenden Weisungen der beiden vor-
genannten Bundesministerien durchzuführen. In
allen wichtigen Fragen haben sie die in den "Wirt-
schaftsverbänden bisher vorgesehenen Ausschüsse
zu hören.

(2) Die Liquidatoren vertreten die in Liqui-
dation befindlichen "Wirtschaftsverbände gericht-
lich und außergerichtlich. Sie haben fällige Bei-
träge und Forderungen sonstiger Art einzufordern,
schwebende Geschäfte abzuwickeln und die Gläu-
biger zu befriedigen.

(3) Die Liquidatoren haben unter Hinweis auf
die Liquidation die Gläubiger der Wirtschafts-
verbände aufzufordern, ihre Ansprüche spätestens
bis 30. Juni 1950 bei sonstigem Verlust des An-
spruches anzumelden. Diese Aufforderung ist
dreimal im Amtlichen Teil der „Wiener Zeitung"
kundzumachen.

§ 3. (1) Sofern die auf Grund des Lebens-
mittelbewirtschaftungsgesetzes vom 18. Dezem-
ber 1947, B . G . B l . N r . 28/1948, erlassenen An-
ordnungen und die gemäß § 9 des gleichen Ge-
setzes in Geltung belassenen Verordnungen eine
Mitwirkung österreichischer "Wirtschaftsverbände
vorsehen, haben die österreichischen Wirtschafts-
verbände in Liquidation diese Aufgaben im bis-
herigen Rahmen weiterzuführen.

(2) Die am 31. Dezember 1949 in Wirksamkeit
befindlichen Allgemeinverfügungen der öster-
reichischen Wirtschaftsverbände bleiben in Kraft ,
solange sie nicht von dem gemäß dem Lebens-
mittelbewirtschaftungsgesetz, B. G. Bl. N r . 28/
1948, zuständigen Bundesministerium mit Kund-
machung aufgehoben werden, längstens jedoch bis
30. Juni 1950. Diese Kundmachungen sind in
der „Wiener Zeitung" zu verlautbaren.

(3) Die Bestimmungen des Abs. (2) finden auch
für nicht in Form von Allgemeinverfügungen
ergangene Regelungen der Beitragspflicht An-
wendung.

(4) Soweit Einzelverfügungen der Wirtschafts-
verbände sich auf nach Abs. (1) bis (3) in Kraf t
befindliche Regelungen gründen, bleiben sie läng-
stens bis zum Außerkrafttreten des Lebensmittel-
bewirtschaftungsgesetzes, B. G.Bl . N r . 28/1948, in
Wirksamkeit.

§ 4. Die in Durchführung der Preisregelungs-
vorschriften den Wirtschaftsverbänden über-
tragenen Aufgaben sind von den Wirtschafts-
verbänden in Liquidation solange weiterzuführen,
als nicht eine Änderung der in Betracht kommen-

den Regelungen erfolgt, längstens jedoch bis
30. Juni 1950.

§ 5. (1) Das nach Durchführung der Liquidation
verbleibende Vermögen der Wirtschaftsverbände
und der von ihnen verwalteten Fonds fließt dem
Bundesschatz zu, sofern durch andere gesetzliche
Bestimmungen nicht anders entschieden wird. Die
aus dem Milchausgleichsfonds zur Förderung des
Milchkonsums bisher bestimmten Mittel sind je-
doch vom Liquidationserlös abzusondern und auch
weiterhin widmungsgemäß zu verwenden. Das
Nähere wird durch Verordnung geregelt.

(2) Ein allfälliges Defizit im Vermögen der
Wirtschaftsverbände ist aus den von ihnen ver-
walteten Fonds zu decken.

§ .6. Dieses Bundesgesetz tri t t am 31 . Dezember
1949 in Kraft . Mit seiner Vollziehung ist das
Bundesministerium "für Land- und Forstwirtschaft
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Inneres betraut.

Renner
Figl Kraus Helmer

36. Bundesgesetz v o m 16. D e z e m b e r
1949 zur Durchführung des Bundesverfas-
sungsgesetzes über die Rege lung der finan-
ziel len Beziehungen zwischen d e m B u n d u n d
den übrigen Gebietskörperschaften (Finanz-

ausgleichsgesetz 1950 — F A G . 1950).

Der Nat ionalra t hat beschlossen:

Artikel I.

Abschnitt I.

T r a g u n g d e r K o s t e n d e r m i t t e l -
b a r e n B u n d e s v e r w a l t u n g .

§ 1. Die Länder tragen den Personal- und Sach-
aufwand der mittelbaren Bundesverwaltung und
die Ruhe- und Versorgungsgenüsse der Bedien-
steten der mittelbaren Bundesverwaltung nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen:

a) Die Länder tragen den Aufwand für die
Dienstbezüge der bei den Behörden der all-
gemeinen Verwaltung in den Ländern ein-
schließlich der Agrarbehörden erster und
zweiter Instanz in Verwendung stehenden
Bediensteten. Unter Dienstbezügen im Sinne
dieser Bestimmung sind alle Bezüge und
Zuwendungen zu verstehen, auf die solche
Bedienstete auf Grund des Dienstverhält-
nisses Anspruch haben oder die im Zusam-
menhang mit dem Dienstverhältnis gewährt
werden.

b) Die Länder tragen die Ruhegenüsse der
unter a) bezeichneten Bediensteten und die
Versorgungsgenüsse nach solchen Bedien-
steten,
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1. wenn die Ruhe- oder Versorgungs-
genüsse in der Zeit vom 1. Oktober 1925
bis 13. März 1938 angefallen sind,

2. wenn sich die Bediensteten am
13. März 1938 im Dienststand befunden
haben, aber in einem der nach den Bestim-
mungen des Beamten-Überleitungsgesetzes
neu gebildeten Personalstände nicht über-
nommen worden sind,

3. wenn die Bediensteten in den neu ge-
bildeten Personalstand aus Anlaß der
Bildung nach § 7 des Beamten-Überleitungs-
gesetzes oder später übernommen worden
sind.

c) Die Länder tragen den Sachaufwand der
unter a) angeführten Behörden in dem sich
aus den jeweils geltenden Vorschriften er-
gebenden Ausmaß. Unter Sachaufwand im
Sinne dieser Bestimmung ist der gesamte
Amtssachaufwand einschließlich aller Reise-
kosten zu verstehen. Zum Personal- und
Amtssachaufwand gehört nicht der Auf-
wand für die bei der Bundesstraßenverwal-
tung und bei der Bundeswasserbauverwal-
tung sowie bei den Meliorationen und
Güterwegbauten beschäftigten, nach dem
Entlohnungsschema II des Vertragsbedien-
stetengesetzes 1948 oder nach Kollektiv-
vertrag entlohnten ständigen und nicht
ständigen Bediensteten, die für Bau- und
Erhaltungsarbeiten verwendet werden.

Die Länder tragen bei Bauunternehmun-
gen, deren Träger der Bund ist oder zu
deren Kosten der Bund Beiträge leistet, die
Projektierungs-, Bauleitungs- und Bau-
führungsausgaben, sofern die Verfassung der
Projekte, die Bauleitung oder die Bau-
führung durch ihr ständiges Personal besorgt
werden kann. Andernfalls sind die Kosten
jenen Mitteln zu entnehmen, aus denen
die Baukosten bedeckt werden. Bei Bau-
führungen aller Art, die auf Grund einer
durch besondere Bundes- oder Landesgesetze
gebildeten Konkurrenz durchgeführt wer-
den, sind die Ausgaben für die Projektie-
rung, die Bauleitung und die Bauführung
aus dem Baufonds zu bestreiten. Dies gilt
auch für Bauführungen, auf die das Wasser-
bautenförderungsgesetz, B. G. Bl. Nr. 34/
1948, Anwendung findet.

Abschnitt II.

A b g a b e n w e s e n .

A. Ausschließliche Bundesabgaben.

§ 2. Ausschließliche Bundesabgaben sind fol-
gende in Geltung stehende Abgaben:

1. die Körperschaftsteuer, die Aufsichtsratsab-
gabe, die Vermögensteuer und Aufbringungsum-
lage, die Vermögensabgabe, die Vermögens-

zuwachsabgabe, die einmalige und die laufende
Sühneabgabe, die Besatzungskostenbeiträge, der
Bundeszuschlag zur Umsatzsteuer;

2. die Tabaksteuern und der Aufbauzuschlag
zum Kleinhandelspreis von Tabak, die Zucker-
steuer, die Salzsteuer, die Zündmittelsteuer, die
Spielkartensteuer, die Essigsäuresteuer, die Leucht-
mittelsteuer, die Süßstoffsteuer;

3. die Stempel- und Rechtsgebühren mit Aus-
nahme der Gebühren von Totalisateur- und Buch-
macherwetten, die Kapitalverkehrsteuer, die Ver-
sicherungsteuer, die Beförderungsteuer mit Aus-
nahme jener von Beförderungsleistungen im
Straßenbahnverkehr, die Gebühren nach dem Ver-
botsgesetz und alle Gebühren und gebühren-
artigen Einnahmen der einzelnen Zweige der
unmittelbaren Bundesverwaltung;

4. die Ein- und Ausfuhrzölle samt den im Zoll-
verfahren auflaufenden Kostenersätzen und Ge-
bühren, die neben den Zöllen erhobenen Monopol-
abgaben sowie die mit den Zöllen erhobenen
inneren Steuern, Steuerausgleiche und Lizenzge-
bühren, soweit sie nicht nach § 3 gemeinschaftliche
Bundesabgaben sind, die Ausfuhrabgaben, die
Monopole.

B. Zwischen Bund und Ländern {Gemeinden) ge-
teilte Abgaben.

§ 3. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind
die Einkommensteuer (veranlagte Einkommen-
steuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer), die
Umsatzsteuer, die Biersteuer samt Aufbauzuschlag;
die Weinsteuer samt Aufbauzuschlag, der Auf-
bauzuschlag zum Kleinhandelspreis von Schaum-
wein, die Erbschaftsteuer, die Grunderwerbsteuer
samt Zuschlägen, die Kraftfahrzeugsteuer, die
Mineralölsteuer und der Kulturgroschen. Eine ge-
meinschaftliche Bundesabgabe ist ferner die
Energieverbrauchsabgabe. Die Teilung dieser
Abgabe zwischen dem Bund und den Ländern
(Wien als Land) und die Aufteilung der Ertrags-
anteile der Länder bleibt der bundesgesetzlichen
Regelung dieser Abgabe vorbehalten.

(2) Der Teilung unterliegt der Reinertrag der
Abgaben, der sich nach Abzug der Rückvergütun-
gen und der für eine Mitwirkung bei der Ab-
gabenerhebung allenfalls gebührenden Vergütun-
gen ergibt. Säumniszuschläge, Strafen und ohne
Einleitung eines Strafverfahrens verhängte Ab-
gabenerhöhungen sind nicht Gegenstand der Tei-
lung. Die Kosten der Erhebung der gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben trägt der Bund.

§ 4. (J) Die Erträge der im § 3, Abs. (1), ange-
führten gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit
Ausnahme des Kulturgroschens und der Energie-
verbrauchsabgabe werden zwischen dem Bund, den
Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden
(Wien als Gemeinde) in folgendem Verhältnis
geteilt:
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(2) Die Teile der Erträge der gemeinschaftlichen
Bundesabgaben, die gemäß Abs. (1) auf die Län-
der und Gemeinden entfallen, werden auf diese
nach folgenden Schlüsseln aufgeteilt:

a) bei der veranlagten Einkommensteuer, der
Kapitalertragsteuer, der Erbschaftsteuer, der
Grunderwerbsteuer samt Zuschlägen und der
Kraftfahrzeugsteuer nach dem örtlichen
Aufkommen,

b) bei der Lohnsteuer und der Umsatzsteuer
auf die Länder nach der Volkszahl, auf die
Gemeinden nach dem abgestuften Bevölke-
rungsschlüssel,

c) bei der Weinsteuer samt Aufbauzuschlag
und dem Aufbauzuschlag zum Kleinhandels-
preis von Schaumwein auf die Länder zu
einem Sechstel nach dem örtlichen Aufkom-
men und zu fünf Sechsteln nach der Volks-
zahl, auf die Gemeinden nach dem abge-
stuften Bevölkerungsschlüssel,

d) bei der Biersteuer samt Aufbauzuschlag nach
dem länderweisen Verbrauch von Bier.

(3) Die Aufteilung der Ertragsanteile an der
Mineralölsteuer erfolgt nach den Bestimmungen
des § 10 des Mineralölsteuergesetzes, B. G. Bl.
N r . 140/1949, die Teilung des Ertrages des
Kulturgroschens und die Aufteilung und Über-
weisung der Ertragsanteile an dieser Abgabe nach
den Bestimmungen des Kulturgroschengesetzes,
B. G. Bl. N r . 191/1949.

(4) Der länderweise Verbrauch von Bier wird
nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
2. Juli 1947, B. G. Bl. N r . 157, betreffend Ände-
rung des Aufbauzuschlages zur Biersteuer und die
Ertragsbeteiligung der Länder und der Stadt
Wien, ermittelt.

(5) Die Volkszahl bestimmt sich bis zur Durch-
führung einer neuen Volkszählung nach den je-
weils letzten, vom Österreichischen Statistischen
Zentralamt festgestellten Ziffern. Der abgestufte
Bevölkerungsschlüssel wird folgendermaßen ge-
bildet: Die ermittelte Volkszahl der Gemeinden
wird, nach Größengruppen der Gemeinden ge-
gliedert, mit folgenden Zahlen vervielfacht:

bei Gemeinden mit höchstens 2500 Einwohnern
mit 3,

bei Gemeinden mit 2501 bis 10.000 Einwohnern
mit 4,

bei Gemeinden mit 10.001 bis 20.000 Ein-
wohnern mit 5,

bei Gemeinden mit 20.001 bis 50.000 Ein-
wohnern und bei Statutarstädten mit höchstens
50.000 Einwohnern mit 6,

bei Gemeinden mit über 50.000 Einwohnern
und der Stadt Wien mit 7.

Die länderweise Zusammenzählung der so er-
mittelten Gemeindezahlen ergibt die abgestuften
Einwohnerzahlen der Länder.

§ 5. (1) Wenn die Summe der Ertragsanteile
eines Landes (ohne Wien) an den gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben mit Ausnahme des Kultur-
groschens für ein Jahr , auf den Kopf der Be-
völkerung berechnet (Landeskopfquote), hinter
dem Betrag zurückbleibt, welcher sich als Durch-
schnittskopfquote für die Gesamtheit der Länder
ohne Wien ergibt, so werden die Ertragsanteile
des betreffenden Landes aus Bundesmitteln auf
den der Durchschnittskopfquote entsprechenden
Betrag ergänzt.

(2) Wenn die Summe der Ertragsanteile Wiens
als Land und Gemeinde an den gemeinschaftlichen
Bundesabgaben mit Ausnahme des Kultur-
groschens 35 v. H . der entsprechenden Ertrags-
anteile der Länder und Gemeinden einschließlich
Wien übersteigt, fällt der Mehrbetrag je zur
Hälf te den Ländern außer Wien und den Ge-
meinden außer Wien zu. Ein Mehrbetrag zwischen
32'5 und 35 v. H . wird in jedem Fall zu einem
Viertel auf die Länder außer Wien und zu einem
Viertel auf die Gemeinden außer Wien aufgeteilt.
Die Aufteilung erfolgt auf die Länder nach der
Volkszahl, auf die Gemeinden nach dem abge-
stuften Bevölkerungsschlüssel.

§ 6. Die Ertragsanteile der Gemeinden an den
gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden nach
Ausscheidung der auf Wien als Gemeinde ent-
fallenden Ertragsanteile auf die Gemeinden
länderweise nach den im § 4, Abs. (2), ange-
führten Schlüsseln aufgeteilt. Von den so auf die
Gemeinden der einzelnen Länder entfallenden
Beträgen sind 75 v. H . durch die Länder auf die
einzelnen Gemeinden nach dem abgestuften
Bevölkerungsschlüssel aufzuteilen, die restlichen
25 v. H . sind für die Gewährung von Bedarfs-
zuweisungen an Gemeinden und Gemeindever-
bände bestimmt. Die Gewährung der Bedarfs-
zuweisungen erfolgt durch die Landesregierung.

§ 7. (1) Den Ländern und Gemeinden gebühren
monatliche Vorschüsse auf die ihnen nach den vor-
stehenden Bestimmungen zukommenden Ertrags-
anteile. Diese Vorschüsse werden nach dem Er-
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trag der gemeinschaftlichen Abgaben im zweit-
vorausgegangenen Monat bemessen. Abweichungen
sind nur bei den Vorschüssen für die Monate
Jänner und Februar zur Verhinderung von Über-
genüssen oder Guthaben zulässig. Die endgültige
Abrechnung erfolgt auf Grund des Rechnungs-
abschlusses des Bundes, doch müssen, sobald die
vorläufigen Ergebnisse des abgelaufenen Haus-
haltsjahres der Bundesfinanzverwaltung vorliegen,
spätestens aber mit Ende März, eine Zwischen-
abrechnung durchgeführt und den Ländern und
Gemeinden allfällige Restguthaben vorbehaltlich
der endgültigen Abrechnung flüssiggemacht wer-
den. Diese Zwischenabrechnung hat sich auch auf
den Kopfquotenausgleich [§ 5, Abs. (1)] zu er-
strecken.

(2) Die den Ländern und der Gesamtheit der
Gemeinden jedes Landes gebührenden Vorschüsse
auf die Ertragsanteile müssen den Ländern späte-
stens zum 20. des Monates, für das sie gebühren,
überwiesen werden.

(3) Wenn bei Beginn eines Haushaltsjahres der
Finanzausgleich für dieses Jahr noch nicht gesetz-
lich geregelt ist, ist die Bundesfinanzverwaltung
verpflichtet, während der ersten vier Kalender-
monate den Ländern und Gemeinden Vorschüsse
auf die Ertragsanteile in jener Höhe zu gewähren,
die sich aus den Bestimmungen des letzten außer
Kraft getretenen Finanzausgleiches ergeben wür-
den.

§ 8. (1) Zuschlagsabgaben sind die Gebühren
von Totalisateur- und Buchmacherwetten. Das
Ausmaß der Zuschläge zu den Gebühren von T o -
talisateur- und Buchmacherwetten darf 90 v. H .
zur Totalisateur- und Buchmachereinsatzgebühr,
30 v. H . zur Totalisateur- und Buchmacherge-
winstgebühr und 30 v. H . zur Buchmacher-
pauschalgebühr nicht übersteigen. Die Landes-
gesetzgebung regelt im Rahmen dieser Höchst-
ausmaße die allfällige Teilung der Zuschlagsrechte
zwischen dem Land und den Gemeinden.

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes auf landesgesetzlicher Grundlage er-
hobene Abgaben für Beförderungsleistungen im
Straßenbahnverkehr können neben der Beförde-
rungsteuer des Bundes weiter erhoben werden
[§ 8, Abs. (3), des Finanz-Verfassungsgesetzes,
B.G.Bl. Nr. 45/1948].

C. Ausschließliche Landes(Gemeinde)abgaben.

§ 9. (1) Ausschließliche Landes(Gemeinde)abga-
ben sind insbesondere:

1. die Grundsteuer,
2. die Gewerbesteuer nach dem Ertrag und dem

Kapital und die Lohnsummensteuer,
3. die Feuerschutzsteuer,
4. Fremdenverkehrsabgaben,
5. Jagd- und Fischereiabgaben (Abgaben auf

Besitz und Pachtung von Jagd- und Fischerei-
rechten) sowie Jagd- und Fischereikartenabgaben,

6. Mauten für die Benützung von Höhenstraßen
von besonderer Bedeutung, die nicht vorwiegend
der Verbindung von ganzjährig bewohnten Sied-
lungen mit dem übrigen Verkehrsnetz, sondern
unter Überwindung größerer Höhenunterschiede
der Zugänglichmachung von Naturschönheiten
dienen,

7. Abgaben von Anzeigen in Zeitungen oder
sonstigen Druckwerken,

8. Abgaben vom Verbrauch von Getränken mit
Ausnahme von Bier und Milch,

9. Lustbarkeitsabgaben (Vergnügungssteuern;
ohne Zweckwidmung des Ertrages,

10. Lustbarkeitsabgaben für Kriegsopferzwecke,
11. Abgaben für das Halten von Tieren,
12. Abgaben von freiwilligen Feilbietungen,
13. Abgaben von Ankündigungen,
14. Abgaben für die Benützung von öffent-

lichem Gemeindegrund und des darüber befind-
lichen Luftraumes,

15. Interessentenbeiträge von Grundstückseigen-
tümern und Anrainern,

16. Gebühren für die Benützung von Gemeinde-
einrichtungen und -anlagen.

(2) Die in Abs. (1) unter Ziffer 1, 2, 8, 9
und 11 bis 14 sowie 16 angeführten Abgaben
sind ausschließliche Gemeindeabgaben.

D. Gemeindeabgaben auf Grund freien Beschluß-
rechtes.

§ 10. (1) Die Gemeinden setzen durch Beschluß
der Gemeindevertretung die Hebesätze der
Grund- und Gewerbesteuer fest. Die Hebesätze
dürfen die folgenden Ausmaße nicht übersteigen:

bei der Grundsteuer von den land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben . . 200 v. H.

bei der Grundsteuer von den Grund-
stücken das Zweifache der Erstar-
rungsbeträge, in den Sonderfällen, in
denen die Grundsteuer nach dem
Grundsteuermeßbetrag festzusetzen
ist, 420 v. H.
der Steuermeßbeträge,

bei der Gewerbesteuer nach dem Ge-
werbeertrag und Gewerbekapital . . . 300 v. H.

bei der Lohnsummensteuer 2 v. H.
der Lohnsumme.

(2) Die Landesgesetzgebung kann Bestimmun-
gen darüber erlassen, in welchem Verhältnis die
Hebesätze für die Grundsteuer und Gewerbe-
teuer zueinander stehen sollen und ob und in-

wieweit Hebesätze der Gemeinden, durch welche
die im Abs. (1) angeführten Ausmaße nicht über-
schritten werden, der Genehmigung der Landes-
regierung bedürfen. Die Festsetzung der Hebe-



74 Stück 7, Nr. 36.

sätze durch die Gemeinden kann innerhalb des
Kalenderjahres nur einmal geändert werden.

(3) Die Gemeinden können durch Beschluß der
Gemeindevertretung ferner folgende Abgaben
vorbehaltlich weitergehender Ermächtigung durch
die Landesgesetzgebung ausschreiben:

a) Lustbarkeitsabgaben, die in Hundertteilen
des Eintrittsgeldes erhoben werden, bis
zum Ausmaß von 25 v. H. des Eintritts-
geldes mit Ausschluß der Abgabe. Aus-
genommen sind Lustbarkeitsabgaben für
Veranstaltungen von Theatern, die aus
Mitteln des Bundes, eines Landes oder
einer Gemeinde regelmäßig Zuschüsse er-
halten, ferner Abgaben auf das Halten
von Rundfunkempfangsgeräten zum Be-
triebe in nicht öffentlichen Räumen.

b) Eine bei der entgeltlichen Abgabe an den
letzten Verbraucher zu erhebende Steuer
auf Getränke mit Ausnahme von Bier und
Milch bis zum Ausmaß von 10 v. H. des
Kleinhandelspreises.

c) Ohne Rücksicht auf ihre Höhe Abgaben
für das Halten von Hunden, die nicht als
Wachhunde, Blindenführerhunde oder in
Ausübung eines Berufes oder Erwerbes
gehalten werden.

d) Gebühren für die Benützung von Gemeinde-
einrichtungen und -anlagen, die für Zwecke
der öffentlichen Verwaltung betrieben
werden, mit Ausnahme von Weg- und
Brückenmauten.

§ 11. (1) Die Regelung der Erhebung und Ver-
waltung der Gewerbesteuer (Gewerbesteuer nach
dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital,
Lohnsummensteuer), der Feuerschutzsteuer und
der Grundsteuer erfolgt durch die Bundesgesetz-
gebung, hinsichtlich der Grundsteuer jedoch nur
bis zum Inkrafttreten einer landesgesetzlichen
Regelung auf Grund eines Grundsatzgesetzes des
Bundes (Art. 12 und 15 B.-VG.).

(2) Der Ertrag der Grundsteuer, soweit sie
durch die Organe der Bundesfinanzverwaltung
eingehoben wird, und der Gewerbesteuer nach
Ertrag und Kapital wird nach dem tatsächlichen
örtlichen Aufkommen unter Berücksichtigung der
Zerlegungsanteile, der Ertrag der Feuerschutz-
steuer im Verhältnis des Bruttoprämienaufkom-
mens für die in den einzelnen Ländern gegen
Feuer- und Feuerfolgeschäden versicherten beweg-
lichen und unbeweglichen Objekte auf die
empfangsberechtigten Körperschaften aufgeteilt.
Alle inländischen sowie die zum Geschäftsbetrieb
im Inland zugelassenen Feuerversicherungsgesell-
schaften und -vereine aller Art haben die für
die Aufteilung der Feuerschutzsteuer erforder-
lichen Nachweisungen über das Bruttoprämien-

aufkommen für die in den einzelnen Ländern
gegen unmittelbare und mittelbare Feuer- und
Feuerfolgeschäden versicherten beweglichen und
unbeweglichen Objekte zu liefern. Die näheren
Bestimmungen trifft das Bundesministerium für
Finanzen. Wesentliche Unrichtigkeiten in diesen
Nachweisungen und die Unterlassung der recht-
zeitigen Vorlage sind mit Geldstrafen von 100
bis 5000 S zu ahnden.

(3) Die Überweisung der Erträge an Gewerbe-
steuer nach dem Gewerbeertrag und Gewerbe-
kapital und an Grundsteuer erfolgt monat-
lich im nachhinein in der Höhe des Erfolges des
abgelaufenen Kalendermonates, die Überweisung
des Ertrages der Feuerschutzsteuer bis 31. März
und 30. September jeden Jahres in der Höhe
des Erfolges des abgelaufenen Kalenderhalbjahres.
§ 3, Abs. (2), gilt sinngemäß. Die Behörden der
Bundesfinanzverwaltung sind verpflichtet, den
Ländern und Gemeinden über Verlangen alle
Aufschlüsse über die Bemessung und Einhebung
dieser Abgaben und deren voraussichtlichen Er-
trag zu erteilen oder durch die Finanzämter er-
teilen zu lassen.

Abschnitt III.

U m l e g u n g .

§ 12. Die Umlegung des durch sonstige Ein-
nahmen nicht gedeckten Bedarfes der Länder
darf nur bis zu 20 v. H. der Ertragsanteile der
Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben erfolgen.

Abschnitt IV.

B e i t r ä g e d e r L ä n d e r u n d
G e m e i n d e n .

§ 13. (1) Die Länder und die Stadt Wien
haben vorbehaltlich einer Regelung über die Tra-
gung des Personalaufwandes für gewerbliche,
kaufmännische und hauswirtschaftliche Berufs-
schulen (einschließlich der mit Handelsschulen
verbundenen kaufmännischen Berufsschulen) so-
wie für die Landwirtschaftsschulen (landwirt-
schaftliche Fortbildungsschulen und landwirt-
schaftliche und gartenbauliche Fachschulen) zu
diesem Personalaufwand (Aktivitätsbezüge) einen
Beitrag im Ausmaße von 50 v. H. zu leisten.
Zum Personalaufwand im Sinne dieser Bestim-
mung gehören auch Reise- und Übersiedlungs-
gebühren, Belohnungen und Aushilfen.

(2) Die Stadt Wien und die Gemeinden, in
denen die Besorgung der örtlichen Sicherheits-
polizei Bundespolizeibehörden übertragen ist,
haben zum Polizeiaufwand des Bundes einen
Beitrag nach den Bestimmungen des Bundes-
gesetzes B.G.Bl. Nr. 469/1935 zu leisten. Das
Ausmaß der Beiträge ist vom Bundesministerium
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für Inneres im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen auf Grund der Volks-
zahl und eines Kopfbetrages von 7 S neu fest-
zusetzen.

Artikel II.

§ 14. (1) Aus den Ertragsanteilen der Länder .
und Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben mit Ausnahme des Kulturgroschens
für das Jahr 1950 wird ein Betrag von 200 Mil-
lionen Schilling vorweg zugunsten des Bundes
ausgeschieden. Von dem ausgeschiedenen Betrag
entfallen auf Wien als Land und Gemeinde
66,700.000 S, auf die Länder ohne Wien
33,300.000 S, auf die Gemeinden ohne Wien
100,000.000 S. Diese Beträge sind in zwölf
gleichen Teilen von den monatlichen Vorschüssen
auf die Ertragsanteile einzubehalten. Der auf die
Länder ohne Wien entfallende Betrag ist bei der
endgültigen Abrechnung auf die Länder im Ver-
hältnis ihrer Ertragsanteile an den gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben mit Ausnahme des Kultur-
groschens aufzuteilen. Das gleiche gilt hinsichtlich
des auf die Gemeinden ohne Wien entfallenden
Betrages.

(2) Die Landesumlage ist von den ungekürzten
Ertragsanteilen der Gemeinden, die für die Ge-
währung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden
und Gemeindeverbände bestimmten Beträge von
25 v. H. sind von den um den angeführten Be-
trag gekürzten Ertragsanteilen der Gemeinden zu
berechnen.

Artikel III.

§ 15. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1950 in Kraft und verliert mit Ausnahme des § 7,
Abs. (3), mit 31. Dezember 1950 seine Wirksam-
keit.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Margarétha

3 7 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 13. Dezember 1949,
betreffend die Aufhebung der Verordnung
des Bundesministeriums für Unterricht vom
28. Oktober 1947, B. G. Bl. Nr. 249
(2. Hochschülerschaftsverordnungsnovelle)

durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139, Abs. (2), des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
des § 60, Abs. (2), des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1930, B. G. Bl. Nr. 127, wird kund-
gemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 8. Dezember 1949, Zl. V 9/49, die Ver-

ordnung des Bundesministeriums für Unterricht
vom 28. Oktober 1947, B. G. Bl. Nr. 249
(2. Hochschülerschaftsverordnungsnovelle), als
gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Hurdes

3 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 22. Dezember 1949, betreffend die
teilweise Aufhebung einer als gesetzwidrig
erkannten Bestimmung eines Rundschreibens
des Bundeskanzleramtes zur Durchführung
des Verbotsgesetzes 1947 durch den Verfas-

sungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139, Abs. (2), des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 60, Abs. (2), des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1938 wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 6. Dezember 1949, Z. V 8/49, den vor-
letzten Absatz des Verzeichnisses B der Anlage
zum Rundschreiben des Bundeskanzleramtes vom
21. April 1947, Zl. 43.729-2N/47, mit dem
Wortlaut:

„Im NS-Soldatenring und NS-Offiziersbund
sind alle Offiziere sowie Beamte im Offiziers-
rang vom Leutnant aufwärts als dem Unter-
sturmführer gleichgestellt anzusehen, da sie in-
folge ihrer Befehlsgewalt und ihres Einflusses
auf Untergebene unabhängig von ihrem Rang
in den genannten Gliederungen als belastet an-
zusehen sind,"

als gesetzwidrig aufgehoben.
Die Aufhebung tritt am Tage der Verlaut-

barung dieser Kundmachung in Kraft.

Figl

3 9 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 30. Dezember 1949, betreffend den Bei-
tritt Portugals zum Pariser Unionsvertrag
zum Schutze des gewerblichen Eigentums
und zum Madrider Abkommen, betreffend
die internationale Registrierung von Fabriks-
oder Handelsmarken, beide in der Londoner
Fassung 1934, sowie den Beitritt der Kolonie
Singapur zum Pariser Unionsvertrag zum
Schutze des gewerblichen Eigentums in der

Londoner Fassung 1934.

Nach einer Mitteilung der Regierung der
schweizerischen Eidgenossenschaft vom 7. Oktober
1949 ist Portugal dem Pariser Unionsvertrag vom
20. März 1883 zum Schutze des gewerblichen
Eigentums, revidiert in Brüssel am 14. Dezember
1900, in Washington am 2. Juni 1911, im Haag
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am 6. November 1925 und in London am 2. Juni
1934 (B.G.Bl. Nr. 7/1948) und dem Madrider
Abkommen vom 14. April 1891, betreffend die
internationale Registrierung von Fabriks- oder
Handelsmarken, revidiert in Brüssel am 14. De-
zember 1900, in Washington am 2. Juni 1911, im
Haag am 6. November 1925 und in London am
2. Juni 1934 (B.G.Bl. Nr. 8/1948), beigetreten.
Dieser Beitritt bezieht sich nicht auf die portu-
giesischen Kolonien, sondern lediglich auf das
Mutterland, zu dem auch die Insel Madeira sowie
die Azoren gehören. Gemäß Artikel 16bis des
Pariser Unionsvertrages sowie gemäß Artikel 11
des Madrider Abkommens ist dieser Beitritt am
7. November 1949 in Kraft getreten.

Nach einer Mitteilung der Regierung der
schweizerischen Eidgenossenschaft vom 12. Ok-
tober 1949 hat die Regierung des Vereinigten
Königreiches von Großbritannien und Nord-
irland den Beitritt der Kolonie Singapur zum
Pariser Unionsvertrag vom 20. März 1883 zum
Schutze des gewerblichen Eigentums, revidiert in
Brüssel am 14. Dezember 1900, in Washington
am 2. Juni 1911, im Haag am 6. November
1925 und in London am 2. Juni 1934 (B. G. Bl.
Nr. 7/1948), angezeigt. Gemäß Artikel 16bis des
Pariser Unionsvertrages ist dieser Beitritt am
12. November 1949 in Kraft getreten.

Figl


